
 
 
 
 
 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
 

zwischen 

 

der Gemeinde Frittlingen, 

vertreten durch Herrn Bürgermeister Dominic Butz, 

 

- nachfolgend: „Gemeinde“ - 

und 

 

dem Land Baden-Württemberg, 

vertreten durch das Landratsamt Tuttlingen – Baurechts- und Umweltamt, 

dieses vertreten durch Herrn Ersten Landesbeamten Helbig 

 

- nachfolgend: „Land“ - 

und 

 

der Benne Agrar KG, 

vertreten durch Herrn Steffen Benne 

 

- nachfolgend: „Vorhabenträgerin“ - 

 

Vorbemerkungen 
 

Gegenstand dieses städtebaulichen Vertrages gem. § 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) ist 

die Sicherung von 

 

− naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen, die aufgrund der durch den Bebauungsplan 

"Vorhabenbezogener Bebauungsplan ‘Sondergebiet Biomasseanlage Bihrenberghof‘" (nachfolgend: 

„Bebauungsplan“) der Gemeinde ausgelösten Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild gem. 

§ 1a Abs. 3 BauGB erforderlich werden, 

− vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), die aus artenschutzrechtlichen Gründen 

erforderlich werden. 

 

 

  



 

 

§ 1 
Vertragszweck 

 

1. Die Gemeinde hat die Aufstellung des Bebauungsplans in der Gemeinderatssitzung vom 

25.10.2021 beschlossen. Die Verwirklichung des Bebauungsplanes löst Eingriffe im Sinne des 

§ 14 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) aus, die vom Planungsträger ausgeglichen werden 

müssen. Die in diesem Vertrag geregelten Regelungen beinhalten die notwendigen 

Kompensationsmaßnahmen sowohl innerhalb als auch außerhalb des Bebauungsplangebiets 

und führen in der Summe zu einer ausgeglichenen Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung. 

2. Außerdem dient dieser Vertrag der rechtlichen Sicherung der durch die Verwirklichung des 

Bebauungsplans erforderlichen vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) und 

Minimierungs- und Schutzmaßnahmen, die der Verhinderung des Eintritts einer erheblichen 

Beeinträchtigung des angrenzenden Vogelschutzgebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder 

den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen dienen. 

 

§ 2 
Maßnahmen 

 
1. Die Gemeinde verpflichtet sich, die mit Bebauung des Plangebietes verbundenen Eingriffe 

entsprechend der im Umweltbericht zum Bebauungsplan vom 11.07.2023 des Planungsbüros 

Ludger Große Scharmann, Dipl.-Ing. Landespflege vorgenommenen Eingriffs-

/Ausgleichsbilanzierung zu kompensieren sowie die in der speziellen artenschutzrechtlichen 

Prüfung aufgeführten Maßnahmen durchzuführen. 

2. Die Maßnahmen sind im Einzelnen: 

a. Maßnahmen im Sinne des Ausgleichs nach § 1a Abs. 3 BauGB 
• Ausgleichsmaßnahme A2 – Begrünung der Hofstelle im Süden durch Bäume: 

Bepflanzung der Hofstelle mit 3 großkronigen heimischen Bäumen an der südlichen 

Hofzufahrt und einem weiteren großkronigen Baum im Bereich des geplanten Hofladens 

• Ausgleichsmaßnahme A3 – Eingrünung der geplanten Biogasanlagen und Fahrsilo durch 

Bäume: 

Pflanzung von mindestens 8 großkronigen Bäumen im Südwesten und Osten der 

Hofstelle und von 2 großkronigen Bäumen und 2 mittelgroß-kronigen Bäumen im Norden, 

vor den Fahrsilos, gemäß Bebauungsplan. Den Bäumen kommt eine besonders hohe 

Bedeutung zur Einbindung der aufragenden technischen Anlagen der Biogasanlage und 

der Gebäude auf der Hofstelle zu 

• Ausgleichsmaßnahme A6 – Umwandlung von Acker in Grünland 

siehe Pflanzgebot-Fläche Nr. 6  (südl. Fläche ist Havariefläche) 

Das Grünland ist 2x jährlich zu mähen. Das Mähgut ist abzuräumen. 



• Ersatzmaßnahme E1 - Extensivierung von Grünland und Bepflanzung des geplanten 

Regenrückhalte- und Versickerungsbecken auf jeweils einer Teilfläche der Flst.-Nrn. 

3185/2 und 3186/2.  

Das Grünland ist 2x jährlich zu mähen. Der erste Schnitt ist zwischen Ende Mai und 

Mitte Juni durchzuführen. Das Mähgut ist abzuräumen.  

Der zweite Schnitt ist in der Zeit von Anfang bis Mitte September durchzuführen. Das 

Mähgut ist abzuräumen. 

 

b. Artenschutzmaßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 
Funktionalität gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG 
• Ausgleichsmaßnahmen A4 und A5 - Entwicklung standorttypischer Feldhecken mit 

mageren Saumbereichen oder staudenreichen Buntbrachen im Kontaktlebensraum an 

der östlichen Grenze des Plangebiets. Die Hecken können mit größeren Lücken 

ausgestattet sein mit dazwischen liegenden Nahrungshabitaten (bspw. Extensivgrünland, 

blütenreiche Säume, Ruderalfluren). Zur Funktionssicherung müssen die Hecken 

abschnittsweise auf den Stock gesetzt werden (ca. alle 10 Jahre), um eine Entwicklung 

zu baumartigen Hecken zu verhindern.Die Saumstreifen sind 1 x jährlich ab August zu 

mähen. 

 
§ 3 

Monitoring 
 

1. Die Gemeinde ist verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der 

Durchführung des Bauleitplans eintritt (§ 4c BauGB / Monitoring), und die Ziele der erforderlichen 

und festgelegten Maßnahmen zu überwachen. 

2. Im 1. Jahr und nach 4 Jahren sowie nachfolgend in regelmäßigen Abständen von 8 – 10 Jahren 

ist zu überprüfen, ob die festgelegten Maßnahmen die gewünschten ökologischen Aufwertungen 

sowie im Bereich der Kompensationsflächen der Eingriffe, die durch die Realisierung des 

Bebauungsplans entstehen, herbeiführen und die Erfüllung artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände verhindern. Der Monitoringbericht ist zum 31.10 des Berichtsjahres 

unaufgefordert der Naturschutzbehörde vorzulegen. Sollte das Monitoring das Erreichen der Ziele 

nicht bestätigen, sind die Maßnahmen zu modifizieren oder geeignete Alternativmaßnahmen zu 

ergreifen.  

§ 4 

Sicherung und Umsetzung 

 

1. Sämtliche Maßnahmen nach § 2 sind im Benehmen mit der unteren Naturschutzbehörde und 

dem zuständigen Naturschutzbeauftragten durchzuführen. Dazu findet vor Beginn der 

Maßnahmen ein gemeinsamer Ortstermin statt.  

  



2. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich durch nachfolgende Unterschrift sowie durch einen 

zeitgleich abzuschließenden Durchführungsvertrag gegenüber der Gemeinde, die in dieser 

Vereinbarung in § 2 geforderten Maßnahmen vollumfänglich und fristgerecht auf eigene Kosten 

durchzuführen. Diese Verpflichtung gilt auch für einen Rechtsnachfolger. Die grundsätzliche 

Verpflichtung der Gemeinde gem. nachfolgender Ziff. 6 und §§ 7 und 8 wird durch diese 

Pflichtenweitergabe nicht berührt.  

3. Die Vorhabenträgerin gewährt der Gemeinde, dem Land sowie der von diesen beauftragten 

Dritten ein uneingeschränktes Betretungsrecht für die Begutachtung der in diesem Vertrag 

beschriebenen Maßnahmen.  

4. Der Vorhabenträger beachtet die zeitlichen Maßgaben des § 5. Die dortigen Anzeigepflichten 

werden von der Gemeinde erfüllt.  

5. Der Vorhabenträger hat dafür zu sorgen, dass die Erfüllung der Maßnahmen sowohl rechtlich als 

auch tatsächlich in der gesetzten Frist möglich ist. Insofern sind bestehende Pachtverträge über 

die Bewirtschaftung der Flächen an diesen Vertrag und den Entwicklungsplan anzupassen. 

Umfang und Intensität der Bewirtschaftung haben sich nach dem naturschutzfachlichen 

Entwicklungsziel auf diesen Flächen zu richten. Bei Abschluss neuer Pachtverträge oder 

Vereinbarungen mit Dritten ist dieser Vertrag zu berücksichtigen. 

6. Zur Durchführung von Ersatzmaßnahmen ist die Gemeinde nach § 18 Abs. 1 BNatSchG 

verpflichtet. Eine Förderung nach EU-Richtlinien (FAKT, LPR) scheidet aufgrund der gesetzlichen 

Verpflichtung für diese Maßnahmen aus. Sofern die Durchführung auf Dritte übertragen wird, ist 

in den Pachtverträgen oder Vereinbarungen auf diese Bestimmung hinzuweisen. 

7. Auch eine Förderung nach anderen staatlichen Richtlinien ist grundsätzlich nicht zulässig. Sofern 

nur eine Teilfinanzierung einer Maßnahme erfolgt, kann der Eigenanteil entsprechend als 

Kompensationsmaßnahme herangezogen werden. 

 

§ 5 
Zeitpunkt und Zeitraum der Durchführung 

 

1. Die Maßnahmen nach § 2 Abs. 2 lit a. sind spätestens ist spätestens mit Abschluss des 

Bauvorhabens umzusetzen. Der Abschluss ist der UNB anzuzeigen. 

2. Die Maßnahmen nach § 2 Abs. 2 lit b. sind spätestens Winterhalbjahr 2022 / 2023 durchzuführen. 

Die Umsetzung der Maßnahme ist der Unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen. 

3. Die Durchführung sämtlicher Maßnahmen nach § 2 ist der unteren Naturschutzbehörde 

unverzüglich anzuzeigen. 

4. Sämtliche Maßnahmen nach § 2 sind dauerhaft, das bedeutet mindestens 25 Jahre nach deren 

Durchführung, zu erhalten und zu pflegen. 

 

 
  



§ 6 
Anerkennung der Maßnahmen 

 
1. Mit den Maßnahmen nach § 2 sollen die nicht vermeidbaren Eingriffe durch Ersatzmaßnahmen 

außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans kompensiert werden. Die geplanten 

Maßnahmen werden – soweit sie in vollem Umfang von der Gemeinde im vorgegebenen 

Zeitrahmen umgesetzt werden – von der unteren Naturschutzbehörde als Ersatzmaßnahmen 

bzw. CEF-Maßnahmen anerkannt. 

2. Der in § 1a BauGB geforderte Ausgleich gilt als erbracht, wenn sowohl die im Geltungsbereich 

des Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zum Ausgleich von Eingriffen als auch die 

außerhalb des Bebauungsplanes festgesetzten Maßnahmen durchgeführt worden sind. 

 

§ 7 
Kosten 

 
Die Kosten für die dauerhafte Herstellung, Pflege und Instandsetzung sowie bei Bedarf Erneuerung der 

Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen sind von der Gemeinde zu tragen. 

 
§ 8 

Unterwerfungsklausel 
 

Die Gemeinde unterwirft sich im Falle der Nichterfüllung der aus diesem Vertrag resultierenden 

Verpflichtung gem. § 61 Landesverwaltungsverfahrensgesetz Baden-Württemberg (LVwVfG) der 

Vollstreckung nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz Baden-Württemberg (LVwVG). 

 

§ 9 
Schlussbestimmungen 

 

1. Vertragsänderungen oder Vertragsergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 

Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung oder Ergänzung dieser Schriftformklausel selbst. 

Nebenabreden bestehen nicht. 

 

2. Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 

dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, ggfs. unwirksame Bestimmungen 

durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich entsprechen. 

 

3. Dieser Vertrag ersetzt nicht die aufgrund anderer gesetzlicher Bestimmungen erforderliche 

Genehmigungen oder Erlaubnisse. 

  



 

 

Anlagen: Umweltbericht vom 11.07.2023 /  

Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung vom 23.02.2023 

Plan Ersatzmaßnahme E1 vom 12.05.2022 auf jeweils einer Teilfläche der Flst.-Nrn. 

3185/2 und 3186/2.  

 

 

Frittlingen, den  

 

Für die Gemeinde:    ______________________________ 

      Herr Bürgermeister Dominic Butz 

 

 

 

Tuttlingen, den  

 

Für das Land:     ______________________________ 

      Herr Erster Landesbeamter Helbig 

 

 

 

Frittlingen, den  

 

Für die Benne Agrar KG:   ______________________________ 

      Herr Steffen Benne 

 


